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In der Interessenvertretung können Nonprofit-
Organisationen (NPO) auf diese Herausforderung 
mit Koalitionen und Allianzen reagieren. Geschickt 
eingefädelt können diese helfen, verschiedene Lager 
anzusprechen und Breitenwirkung zu erzielen. Im 
Austausch zwischen Politik und Interessengruppen 
gibt es beidseits Erwartungshaltungen, die beachtet 
werden sollten.

Interessenvertretung allein oder in 
Kooperation?
Die Politik definiert den rechtlichen Rahmen für juris-
tische und natürliche Personen. Wenn eine Organisati-
on diesen Rahmen in ihrem Sinne mitbestimmen 
möchte, kann sie sich in die politischen Entschei-
dungsprozesse einbringen. Viele NPO nehmen des-
halb die Interessenvertretung gegenüber der Politik 
als eine Kernaufgabe wahr. Diese kann sowohl allein 
als auch im Verbund mit weiteren Akteuren erfüllt 
werden. Aus unserer Sicht gibt es dazu keine allge-
meinverbindliche Empfehlung. Jegliche Form von Ko-
operation soll fallweise geprüft und – falls ein Mehr-
wert in Aussicht steht – eingegangen werden. 
Entscheidend ist, was dem Anliegen besser dient.

Tritt eine NPO allein auf, kann sie Ziele und Strate-
gie selbst bestimmen und auf Entwicklungen agil re-
agieren. Sie gewinnt zweifellos an Sichtbarkeit und Pro-
fil bei den Gesprächspartnern. Sie kann Impulsgeberin 
sein und ihre Fachkompetenz einbringen. Sie muss je-

doch auch die Ressourcen zur Zielerreichung allein 
aufbringen. Vor allem aber läuft die NPO Gefahr, bei 
den politischen Entscheidungsträgern mit einem spe-
zifischen Anliegen nicht mehrheitsfähig zu werden, 
weil ihr die dazu notwendige Breitenwirkung fehlt. 
Eine «isoliert» agierende NPO verpasst möglicherwei-
se Chancen zur Erreichung einer breit abgestützten 
Kompromisslösung. 

Mit dem Ziel einer verstärkten Breitenwirkung 
kann eine Kooperation angestrebt werden. Dadurch 
stehen mehr Ressourcen zur Verfügung, allerdings 
entsteht auch ein beträchtlicher Koordinationsauf-
wand. Die einzelne NPO erhält aufgrund der Zusam-
menarbeit mit anderen NPO vermutlich weniger 
Sichtbarkeit, die Aussicht auf Erfolg für das politische 
Anliegen steigt jedoch. Letztlich schärft ein hart er-
kämpfter Erfolg für ein politisches Anliegen das Profil 
zumeist stärker als eine «heroische» Niederlage.

Auch in einer explorativen Studie über die Leis-
tungsfähigkeit von NPO wurde das Potenzial von Ko-
operationen im Bereich der Interessenvertretung be-
tont: «Die Kooperation mit anderen NGOs kann den 
eigenen politischen Einfluss erhöhen. Wenn es darum 
geht, in einen guten Kontakt mit politischen Entschei-
dern zu kommen oder sich in politischen Prozessen 
Gehör zu verschaffen, können NGOs von dem Prinzip 
‹Gemeinsam sind wir stärker› profitieren.»1

Koalitionsbildung zur Stärkung der 
Interessenvertretung
Nonprofit-Organisationen haben oft angestammte, feste 
Partner, mit denen sie in der Interessenvertretung zu-
sammenarbeiten – und stehen ebenso «altbekannten» 
Gegenspielern gegenüber. So sind NPO beispielsweise 
Mitglied in institutionalisierten Allianzen oder in 
Dachorganisationen (s. Tabelle). Der Wert einer sol-
chen angestammten Zusammenarbeit ist hoch, 
schliesslich gilt es bei politischen Projekten, die Inter-
essen zu bündeln und das eigene Lager geschlossen zu 
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in der Interessenvertretung

Praxisbeitrag

In unseren Köpfen ist Politik oft mit fruchtlosem 
Schlagabtausch verbunden. Den gibt es natürlich 
auch, aber nicht nur. Einerseits sind Konkurrenz 
und Profilierung bestimmende Muster der Politik. 
Andererseits ebenso prägend und letztlich entschei-
dend ist jedoch die Kooperation. Wer für seine An-
liegen Lösungen erreichen und dafür Mehrheiten 
gewinnen will, ist auf die Zusammenarbeit mit Part-
nern angewiesen: Mehrheiten können in der Schweiz 
nach wie vor nur überparteilich erzielt werden. 
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halten. Falsch wäre es jedoch, das politische Handeln 
ausschliesslich in diesen festen Strukturen vorzuneh-
men. Die Bündnisfähigkeit mit weiteren Partnern 
muss gewahrt bleiben und immer wieder neu ausgelo-
tet werden. 

Zur Stärkung eines spezifischen politischen Anlie-
gens ist es oft sinnvoll, eine punktuelle und temporäre 
Koalition zu bilden.  Spangler definiert den Begriff Ko-
alition wie folgt: «Eine Koalition ist eine temporäre 
Allianz von Gruppen, um ein gemeinsames Ziel zu 
erreichen oder gemeinsame Aktivitäten zu starten.»2 

Bei der kreativen Suche nach potenziellen Koaliti-
onspartnern sollten NPO also über die angestammten 
Partner und Gegenspieler hinausdenken. Startpunkt 
der Überlegungen sind die eigenen Interessen in ei-
nem politischen Geschäft oder, noch spezifischer, zu 
einem Teilaspekt eines Geschäfts. Wer hat möglicher-
weise übereinstimmende Interessen? Wessen Interes-
sen laufen den eigenen entgegen? Wer hat sich noch 
nicht positioniert oder ist allenfalls durch interne Inte-
ressengegensätze gelähmt?

Bietet sich die Chance zur Bildung neuer, überra-
schender Koalitionen, sollten NPO dies unvoreinge-
nommen ins Auge fassen. Solche unkonventionellen 
Koalitionen können multithematisch sein (also ver-
schiedene inhaltliche Aspekte des Themas durch spe-

zifische Akteure abdecken) und dürfen Akteure punk-
tuell zusammenführen, die sonst wenig gemeinsam 
haben. Das Potenzial ist oft grösser als gedacht. «Je 
bunter und je breiter eine Allianz aufgestellt ist, desto 
mehr potenzieller Erfolg steckt in ihr»3, bemerkt von 
Münchov dazu. 

Dies kann für den Fall einer Abstimmungskam-
pagne mit dem Bedarf nach breiter Mobilisierung so 
festgehalten werden. Neben den führenden Trägeror-
ganisationen ist man interessiert an einer breiten Un-
terstützung. Bei einem Lobbyingprojekt dienen einige 
wenige, dafür handlungsfähige und gut vernetzte 
Partner der Sache am meisten. Ziel ist, durch die Koa-
litionspartner verschiedene politische Lager anzu-
sprechen und das Anliegen dadurch mehrheitsfähig 
zu machen. 

Es gibt vom losen Netzwerk bis zu eingespielten 
Allianzen viele Formen möglicher Zusammenarbeit (s. 
Tabelle). Sie unterscheiden sich nach der Verbindlich-
keit, der Intensität und der Dauer der Zusammenar-
beit. Wenn die Zusammenarbeit Erfolge bringen soll, 
braucht sie einen treibenden «Motor» als Basis. Dies 
kann eine Organisation sein, die den Lead und damit 
einen grösseren Teil des Koordinationsaufwands über-
nimmt, oder eine eigens dafür eingesetzte Projektlei-
tung oder Geschäftsstelle.

21Verbands-Management   2/2017
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Konkurrenz und Kooperation  
in der Politik
Parallel zur Organisation der Interessenvertretung muss 
die Auseinandersetzung mit den Zielgruppen in der Poli-
tik erfolgen. So wie die NPO kennen auch die politischen 
Zielgruppen zugleich Konkurrenz und Kooperation.

Konkurrenz ist eines der Grundmuster in der Po-
litik. Es gibt Konkurrenz um Ideen und politische 
Konzepte, unter den Parteien (bei Wahlen  und Volks-
abstimmungen) sowie unter den Fraktionen (im Parla-
ment). Es bestehen darüber hinaus auch Konkurrenz-
situationen innerhalb der Fraktionen, beispielsweise 
um die inhaltliche Stossrichtung und den personellen 
Lead zu einem Geschäft oder bei der Zuteilung von 
Kommissionssitzen. Dies alles beeinflusst die Profilie-
rungsmöglichkeit der einzelnen Parlamentsmitglieder. 

Mit Debattensendungen zu politischen Themen 
(z. B. «ARENA» oder «Infrarouge») wird primär der 
Aspekt der Konkurrenz betont. Mit den vorberaten-
den Kommissionen, dem Differenzbereinigungsver-
fahren sowie der Einigungskonferenz kennt das Parla-
ment auf eidgenössischer Ebene jedoch auch Insti- 
tutionen und Verfahren, um Übereinstimmung und 
Lösungen zu erzielen. Da eine Gesetzesvorlage auf 
Bundesebene nur dann definitiv beschlossen wird, 
wenn in der Schlussabstimmung beide Kammern ei-
nem identischen Text zustimmen, besteht ein grosser 
Druck auf Einigung. 

Auch die Verwaltung ist keineswegs uniform, son-
dern bei verschiedenen Geschäften von Interessenge-
gensätzen geprägt. Richtigerweise vertritt jedes Amt 
vorerst die eigenen Zielsetzungen. Mit der Ämterkon-
sultation, also dem Einbezug aller betroffenen Ämter 
zur Lösung sachlicher und technischer Fragen, und 
dem Mitberichtsverfahren, dem Einbezug aller Depar-

temente zur Lösung auch politischer Fragen, wird ver-
sucht, diese Interessengegensätze schrittweise zu 
überwinden und zu einvernehmlichen Lösungen zu 
gelangen. Mit dem Vernehmlassungsverfahren wird 
zudem die Haltung von Parteien, Kantonen, Sozial-
partnern und NPO eingeholt.

Wir sehen, dass neben dem Grundmuster der 
Konkurrenz (die eigene Lösung soll sich ohne Abstri-
che durchsetzen) auch das Grundmuster der Koopera-
tion wichtig ist. Aus dem Mehrparteiensystem der 
Schweiz folgt notwendigerweise die Einsicht, dass 
Mehrheiten nur überparteilich, also im Dialog mit an-
deren Fraktionen, zu erzielen sind. Auch Bundesrat 
und Bundesverwaltung überlegen bei ihren Vorlagen, 
welche Anliegen breit akzeptiert sind und eine allfälli-
ge Referendumsabstimmung überstehen können. Das 
Grundmuster Kooperation ist in der Politik, systembe-
dingt, viel stärker verankert als gemeinhin angenom-
men. Da die Mehrheiten je nach Thema wechseln, sind 
auch Muster von Zustimmung oder Ablehnung je 
nach Anliegen unterschiedlich.

Erwartungshaltungen gibt es nicht nur von NPO an 
die Politik, sondern auch umgekehrt (s. Box: Schnittstel-
le NPO und Politik). Im Wissen, dass NPO auch unge-
fragt ihre Meinung einbringen und auch in Abstim-
mungskämpfen eine wichtige Rolle spielen können, 
werden sie formell und informell konsultiert.

Schlussfolgerungen
Interessenvertretung ist komplex: Auf der einen Seite 
gibt es unterschiedliche Zielgruppen in der Politik, und 
Mehrheiten können nur überparteilich erreicht wer-
den. Auf der anderen Seite stehen verschiedene Akteu-
re der Zivilgesellschaft, die einzeln oder in Koalitionen 
auf die politischen Entscheide Einfluss nehmen. 

Bezeichnung Beschreibung
Netzwerk lose Struktur zum Informationsaustausch
Koalition punktuelle, temporäre Zusammenarbeit zur Durchsetzung eines gemeinsamen Ziels zu 

einem politischen Geschäft
Allianz dauerhafte Struktur zur Durchsetzung gemeinsamer Ziele in einem Themenbereich
Dachorganisation Die Interessenvertretung kann teilweise organisationsübergreifend durch die Dachorgani-

sation übernommen werden.
externe Organisation Ein Thema wird ausgelagert und langfristig durch eine neue Organisation mit eigenem 

Namen und Auftritt bearbeitet.

Tabelle: Kooperation im Vereinsmanagement gemäss dem Freiburger Management-Modell4
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NPO haben ihre Ziele in Visionen, Statuten und Posi-
tionspapieren verankert. Diese dienen als Leitlinien 
für die konkrete Kampagnenarbeit. In der Kampagne 
selbst sollen Kampagnenziele definiert werden, die 
anspruchsvoll, aber realistisch sind. Sie sollen eine ge-
wisse Kompromissbereitschaft zulassen und Teiler-
folge als Schritte zum Gesamtziel verstehen. Denn 
kein Akteur kann seine politischen Ziele ohne Abstri-
che erreichen – auf dem Spielfeld stehen auch Akteu-
re, die gegenläufige Ziele verfolgen.

Im Sinne einer professionellen Interessenvertre-
tung sollten NPO bei jedem für sie relevanten politi-
schen Geschäft überlegen, wen sie von ihrem Anliegen 
überzeugen müssen und in welcher Konstellation sie 
dazu aktiv werden sollten. Je besser sie sich dabei auf 
die Bedürfnisse der Zielgruppen ausrichten, desto hö-
her sind die Aussichten auf Erfolg. 

Schnittstelle NPO und Politik
Erwartungen von NPO an die Politik
Nonprofit-Organisationen verfolgen in der Interessenvertretung das Ziel, ihren inhaltlichen Anliegen zum Durch-
bruch zu verhelfen. Mit dem Vernehmlassungsverfahren, der Anhörung durch parlamentarische Kommissionen 
und dem Einbezug in ausserparlamentarischen Kommissionen ist die Einflussnahme auch institutionell verankert.
Manchmal haben NPO auch finanzielle Interessen, beispielweise wenn sie durch den Staat im Rahmen einer Leis-
tungsvereinbarung mit Aufgaben betraut und dafür entschädigt werden.
Oft versprechen sich NPO durch den Einbezug von Parlamentsmitgliedern in Aufsichts- und Beratungsgremien 
einen direkten Draht in die Politik. Dies ist, abhängig vom Engagement der betroffenen Personen, durchaus der 
Fall. Es gilt jedoch aus Sicht der NPO zu vermeiden, dass die NPO durch Politikerinnen und Politiker instrumenta-
lisiert werden. 

Erwartungen der Politik
Die frühzeitige Interessensartikulation von NPO gibt politischen Organen Hinweise auf Anliegen, Konflikte oder 
Revisionsbedarf bei bestehenden Gesetzen. NPO können ihre Fachkompetenz und ihre Sichtweisen in einer frühen 
Phase einbringen, in der ein sachlicher Austausch noch möglich ist.
Die Interessenbündelung strukturiert und kanalisiert den politischen Austausch und gibt Aufschluss über die Stär-
ke der verschiedenen Lager. Sie sendet damit Signale bezüglich Mehrheitsfähigkeit, im politischen System der 
Schweiz auch über die Referendums- und Initiativfähigkeit.
Während der parlamentarischen Beratung ist die Fachkompetenz von NPO gefragt. Nonprofit-Organisationen ha-
ben sowohl theoretisches als auch praktisches Wissen zum eigenen Thema. Sie können ihr Wissen aus der Praxis 
einbringen und die Thematik mit Fallbeispielen und konkreten Beschreibungen veranschaulichen. Dieses praxisna-
he Fachwissen ist in der politischen Auseinandersetzung von grossem Wert. 
Staatliche Behörden dürfen sich zu Abstimmungsvorlagen äussern, sich aber nicht aktiv an Abstimmungskampag-
nen beteiligen. NPO dagegen übernehmen oft eine tragende Rolle bei der Koordination, Mobilisierung und Finan-
zierung von Abstimmungskampagnen.

Fussnoten
1	 Next Practice NGO, 2009.
2	 Übersetzt aus dem Englischen; Spangler, 2003.
3	 Von Münchov, 2006.
4	 Vgl. Lichtsteiner et al., 2015, S. 265 ff.

Literatur
Lichtsteiner, H., Gmür, M., Giroud, C & Schauer, R. (2015). Das 
Freiburger Management-Modell für Nonprofit-Organisationen. 8. Auf-
lage. Bern/Stuttgart/Wien: Haupt.

Next Practice NGO (Hrsg.). (2009). Eine Studie zur organisatio-
nalen Leistungsfähigkeit von Nichtregierungsorganisationen. 
Systemic Excellence Group 9/2009.

Spangler, B. (2003). Coalition Building. Beyond Intractability. In: 
Burgess, G. & Burgess, H. (Hrsg.), Conflict Information Consorti-
um, University of Colorado, Boulder.

Von Münchov, A. (2006). Strategische Allianzen. Effektivere Lobbyar-
beit für Verbände und Unternehmen durch Koalitionen. Public Affairs 
Manager. Zeitschrift des Deutschen Instituts für Public Affairs 2/2006.



24 

Schwerpunkt: Konkurrenz und Profi lierung

Verbands-Management   2/2017

Felix Wirz / wirz@ecopolitics.ch
Felix Wirz studierte Verwaltungswissenschaften an der Universität Konstanz. Später ab-
solvierte er den Diplom-Lehrgang Nonprofit-Management am Verbandsmanagement In-
stitut der Universität Freiburg/CH und schloss eine Zusatzausbildung zum eidg. dipl. 
Betriebsausbilder ab. Während vier Jahren war er Generalsekretär der Grünen Partei der 
Schweiz. Im Jahr 2000 eine gründete er die Firma Ecopolitics GmbH, wo er als Geschäfts-
führer zum Thema Interessenvertretung ausbildet, berät, begleitet und ausführt.

Die Autoren

Stefan Jakob / jakob@ecopolitics.ch
Stefan Jakob studierte Ökonomie an der Universität Freiburg/CH mit Vertiefungen in den 
Bereichen Organisationsentwicklung und Management von Nonprofit-Organisationen. 
Ausserdem ist er diplomierter Zimmermann und Realschullehrer. Er arbeitete mehrere 
Jahre für Nonprofit-Organisationen im In- und Ausland. Bei Ecopolitics leitet er den Be-
reich politcampaigning. Zudem ist er Geschäftsleiter der Umweltallianz sowie der Bil-
dungskoalition NGO. 

Julia Fischer / fischer@ecopolitics.ch
Julia Fischer studierte Wirtschaftswissenschaften an der Universität Basel mit einem Fo-
kus auf Umweltökonomie sowie Politische Ökonomie. Sie besitzt einen CAS in Journalis-
mus und Public Relations und war eineinhalb Jahre als Hilfsassistentin am Center for 
Philantropy Studies (CEPS) in Basel tätig. Heute unterstützt sie Ecopolitics in den Berei-
chen politcampaigning und politmanagement.

24 Verbands-Management   2/2017


